
 

  

S 5 SB 281/03

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Verlegt ein schwerbehinderter Mensch

seinen Wohnsitz dauerhaft ins Ausland
und hat er auch keine Beschäftigung
mehr im Inland, entfällt sein
Schwerbehindertenstatus gemäß § 2 Abs
2 SGB IX und damit auch sein Anspruch
auf den Schwerbehindertenausweis
gemäß § 69 Abs. 5 SGB IX. Der
Schwerbehindertenausweis ist von dem
für den jeweiligen Wohnsitzstaat
zuständigen deutschen Versorgungsamt
einzuziehen. Der den Grad der
Behinderung gemäß § 69 Abs. 1 SGB IX
feststellende Bescheid bleibt jedoch
unverändert wirksam und darf nicht
aufgrund des Umzugs ins Ausland wegen
einer wesentlichen Änderung der
Verhältnisse gemäß § 48 SGB X
aufgehoben werden (entgegen LSG
Rheinland-Pfalz v. 22.06.2001, Az. L 6 SB
108/00).

Normenkette § 2 Abs 2 SGB IX
§ 69 Abs 1 SGB IX
§ 69 Abs 5 SGB IX
§ 116 Abs 1 SGB IX
§ 3 Abs 1 KOVVfG
§ 1 Abs 1 Buchst f AuslZustV
§ 48 SGB X
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Datum 21.12.2005

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Chemnitz vom 18.12.2003 sowie der Bescheid vom 23.04.2003 in Gestalt des Wider-
spruchsbescheides vom 25.07.2003 aufgehoben.
II. Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger seine auÃ�ergerichtlichen Kosten fÃ¼r beide
Instanzen und der Beigeladene keine auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.
III. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die wegen Umzugs in die Schweiz erfolgte
Aufhebung eines Bescheides, mit dem ein Grad der Behinderung (GdB) von 50
festgestellt worden war. Der am â�¦ 1951 geborene KlÃ¤ger ist seit 1991 als
behinderter Mensch mit einem GdB von 40 anerkannt. Ab 22.11.1993 wurde der
GdB auf 50 erhÃ¶ht und schlieÃ�lich mit Ã�nde-rungsbescheid vom 30.06.1998 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09.11.1998 eine Neufeststellung der
Behinderungen bei Beibehaltung des GdB von 50 vorgenommen. Im
Ã�nderungsbescheid vom 30.06.1998 teilte der Beklagte dem KlÃ¤ger auch mit,
dass be-absichtigt sei, seinen Schwerbehindertenausweis bis Juni 2003 zu
verlÃ¤ngern. In der Folge wurde ihm schlieÃ�lich der bis Juni 2003 gÃ¼ltige
Schwerbehindertenausweis ausgehÃ¤ndigt. Nachdem der KlÃ¤ger am 04.04.2003
dem Beklagten die dauerhafte Verlegung seines Wohnsitzes in die Schweiz
mitgeteilt und die VerlÃ¤ngerung seines Schwerbehindertenaus-weises beantragt
hatte, erlieÃ� der Beklagte nach Einholung einer Melderegisterauskunft vom
08.04.2003, wonach sich der KlÃ¤ger ab 20.10.2001 in die Schweiz abgemeldet hat,
einen Aufhebungsbescheid vom 23.04.2003, in dem er bestimmte: "Der Bescheid
vom 30.06.1998 wird aufgehoben. Ein Grad der Behinderung wird nicht mehr
festgestellt." Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der Beklagte aus, dass mit der dauerhaften
Wohnsitzverlegung in die Schweiz am 20.10.2001 der Wohnsitz und gewÃ¶hnliche
Aufenthalt des KlÃ¤gers nicht mehr im deutschen Staatsgebiet liege und daher die
Voraussetzungen des Â§ 2 Abs. 2 des Neunten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB
IX) nicht mehr erfÃ¼llt seien. Der Schwerbe-hindertenausweis sei nach Eintritt der
Unanfechtbarkeit dieses Bescheides einzuziehen und daher dann umgehend dem
Beklagten zu Ã¼bersenden. Dagegen erhob der KlÃ¤ger am 08.05.2003
Widerspruch, weil seine anerkannte Leistungs-minderung auch in der Schweiz
bestehen bleibe und sein Schwerbehindertenausweis auf Grund des
Sozialversicherungsabkommens zwischen der Schweiz und den EU-Staaten
weiterhin gÃ¼ltig sei. Den Widerspruch wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 25.07.2003 unter BestÃ¤tigung des
Ausgangsbescheides zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger hat â�� ohne einen konkreten Antrag zu
stellen â�� am 20.08.2003 Klage erhoben und vorgetragen, dass seine
eingeschrÃ¤nkte LeistungsfÃ¤higkeit und verminderte BerufsfÃ¤-higkeit in der
Schweiz fortbestehe, so dass er nicht in der Lage sei, seinen Lebensunterhalt zu
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bestreiten. Es mÃ¼sse eine Zusammenarbeit aller BehÃ¶rden angeordnet werden,
um sei-nen Lebensunterhalt in Form einer Rente zu sichern. Der Beklagte hat
beantragt, die Klage abzuweisen und auf die GrÃ¼nde der angefochtenen
Bescheide Bezug genommen. Das Sozialgericht hat die Beteiligten jeweils mit
Schreiben vom 12.11.2003, zugestellt jeweils am 17.11.2003, zur beabsichtigten
Entscheidung durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt und die Klage sodann mit
Gerichtsbescheid vom 18.12.2003 abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat das
Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, dass sich der Beklagte habe bei seiner Aufhebungsent-
scheidung auf Â§ 48 des Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB X) stÃ¼tzen
kÃ¶nnen, weil mit der Verlegung des Wohnsitzes in die Schweiz eine wesentliche
Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen des KlÃ¤gers eingetreten sei. Zwar seien
weiterhin die gesundheitlichen Vor-aussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung eines GdB
von 50 anzunehmen. Jedoch habe der KlÃ¤ger entgegen Â§ 2 Abs. 2 SGB IX weder
seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt, noch seinen Wohn-sitz, noch seine
BeschÃ¤ftigung in der Bundesrepublik Deutschland, so dass schwerbehin-
dertenrechtliche Feststellungen nicht mehr mÃ¶glich seien. Insoweit kÃ¶nne auf ein
Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 22.06.2001 (Az.: L 6 SB 108/00)
verwiesen werden, welches in einem vergleichbaren Fall bereits in diesem Sinne
entschieden habe. Ohne Auswirkung sei, dass der Beklagte den KlÃ¤ger vor Erlass
des Aufhebungsbescheides entgegen Â§ 24 SGB X nicht angehÃ¶rt habe.
Hintergrund dieser Vorschrift sei es, dem Be-troffenen die MÃ¶glichkeit zu geben,
sich sachlich zu Ã¤uÃ�ern und ihm damit die MÃ¶glichkeit zu erÃ¶ffnen, die
Entscheidung des SozialleistungstrÃ¤gers zu seinen Gunsten zu beeinflus-sen (BSG
v. 28.04.1999, Az.: B 9 SB 5/98). Angesichts dessen sei der Mangel der AnhÃ¶-rung
bis zur Beendigung des Vorverfahrens behoben worden, weil dem KlÃ¤ger mit dem
Aufhebungsbescheid vom 23.04.2003 die entscheidungsrelevanten Tatsachen
mitgeteilt worden seien. Hierzu habe sich der KlÃ¤ger in seinem Widerspruch
Ã¤uÃ�ern kÃ¶nnen. Mit seiner â�� nach Zustellung des Gerichtsbescheides am
21.01.2004 â�� beim Sozialgericht Chemnitz am 11.02.2004 eingelegten Berufung
macht der KlÃ¤ger und BerufungsklÃ¤ger geltend, dass er ab 20.10.2001 eine
Rente von einem VersicherungstrÃ¤ger begehre und daher gegen die Aberkennung
seines GdB von 50 vorgehe. Das Sozialgericht spreche ihm sein Menschenrecht, bei
seiner Ehefrau in der Schweiz zu wohnen, ab. Es diskriminiere ihn in seiner
MenschenwÃ¼rde, wenn seine Behinderung, die in Deutschland aufgetreten sei, auf
Grund seines Umzugs in die Schweiz nicht mehr festgestellt werde. Das vom
Sozialgericht zitierte Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz treffe auf ihn
nicht zu, da dort der Sachverhalt anders gewesen sei. Er verstehe nicht, weshalb
ihn der Beklagte darauf hinge-wiesen habe, dass er an seinem Wohnsitz in der
Schweiz einen Schwerbehindertenausweis beantragen solle, wÃ¤hrend das
Sozialgericht ihn im Laufe des Verfahrens darauf hingewie-sen habe, dass mit der
schwerbehindertenrechtlichen Feststellung eine Rentenzahlung nicht verbunden sei
und daher rentenrechtliche ErwÃ¤gungen nicht Gegenstand dieses Verfahrens
seien. Im Ã�brigen habe er den im Tatbestand des Gerichtsbescheides vom
Sozialgericht zugrunde gelegten Klageantrag in dieser Form so nie gestellt. Es gehe
ihm letztlich nicht um den Ausweis. Er verstehe auch nicht, weshalb es einer
Verhandlung oder Entscheidung bedÃ¼rfe. Es gehe vielmehr um die Berichtigung
der untereinander verschiedenen Auffas-sungen der Beteiligten. Der Freistaat
Sachsen mit allen seinen Ã�mtern und BehÃ¶rden trage ebenso wie die BfA Berlin
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eine soziale Verantwortung. Ihm sei es egal, wer ihm eine volle
Erwerbsminderungsrente zahle. Es kÃ¶nne nicht sein, dass sich in Deutschland alle
Beteilig-ten ihrer sozialen Verantwortung entziehen. Er verlange, dass ihm alle
auÃ�ergerichtlichen Kosten erstattet werden. Einen konkreten Antrag hat der
KlÃ¤ger und BerufungsklÃ¤ger im Berufungsverfahren nicht gestellt. Der Beklagte
und Berufungsbeklagte beantragt, die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Chemnitz vom 18.12.2003 zurÃ¼ckzuweisen. Er nimmt Bezug auf die
Entscheidung des Sozialgerichts und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, dass mit der
Wohnsitzverlegung eines schwerbehinderten Menschen ins Ausland die
Voraussetzun-gen des Â§ 2 Abs. 2 SGB IX kraft Gesetzes zwar nicht mehr vorliegen
und es deshalb einer Aufhebung des ursprÃ¼nglichen Feststellungsbescheides
Ã¼ber einen GdB von 50 nicht zwangslÃ¤ufig bedÃ¼rfe. Da der KlÃ¤ger jedoch
nicht nur seine Wohnortverlegung mitgeteilt, sondern auch eine VerlÃ¤ngerung
seines Schwerbehindertenausweises beantragt habe, sei ein entsprechender
Aufhebungsbescheid auf Grundlage des Â§ 2 Abs. 2 SGB IX zu erteilen gewesen.
Dies sei verfahrensrechtlich nicht zu beanstanden. Sowohl das Sozialgericht
Chemnitz als auch das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz seien von einer
wesentlichen Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse bei einem Wegzug ins Ausland
ausgegangen, was die Be-scheiderteilung rechtfertige. Zudem sei der KlÃ¤ger auf
seine Mitteilungspflicht entspre-chend hingewiesen worden. Es stelle sich auch die
Frage, ob bei einer Antragstellung (wie hier auf AusweisverlÃ¤ngerung) dem
Antragsteller die Bescheiderteilung und somit die Er-Ã¶ffnung des Rechtsweges
verweigert werden kÃ¶nne. Die angegriffenen Bescheide seien daher zu Recht
ergangen. Der Senat hat mit Beschluss vom 29.11.2005 das Land Baden-
WÃ¼rttemberg beigeladen, welches sich den AusfÃ¼hrungen des Beklagten und
dessen Antrag anschlieÃ�t. Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes
wird im Ã�brigen auf die Gerichtsakten beider Instanzen sowie die beigezogenen
VerwaltungsvorgÃ¤nge Bezug genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I. Die gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthafte
sowie gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist
zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Bei sachgerechter Auslegung des Vorbringens des
KlÃ¤gers ist Klagegegenstand vorlie-gend allein die Anfechtung des
Aufhebungsbescheides vom 23.04.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 25.07.2003 (1.). Die damit erhobene isolierte Anfech-tungsklage gemÃ¤Ã� Â§
54 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 SGG hat auch Erfolg (2.). 1. Da der KlÃ¤ger einen konkreten
Antrag weder im Klage- noch im Berufungsverfah-ren gestellt hat, ist sein
Vorbringen auszulegen, wobei der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 123 SGG nicht an die Fassung
(oder Nichtfassung) der AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers gebunden ist, sondern nur Ã¼ber
die vom KlÃ¤ger erhobenen AnsprÃ¼che zu entscheiden hat, gleichgÃ¼ltig in
welcher Form sie vorgebracht werden. Danach geht es vorliegend allein um die
Beibehaltung des GdB von 50 und deshalb nur um die Anfechtung des
Aufhebungsbescheides vom 23.04.2003 in Gestalt des Widerspruchsbeschei-des
vom 25.07.2003. Die vom KlÃ¤ger immer wieder erwÃ¤hnte
Erwerbminderungsrente ist insofern nicht Klagegegenstand, weil der KlÃ¤ger
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ausweislich seines Vorbringens nur davon aus-geht, dass ihm aufgrund seines GdB
von 50 eine Erwerbsminderungsrente zusteht, gleichgÃ¼ltig von wem sie ihm
gewÃ¤hrt wird. Insoweit wurde er jedoch vom Senat bereits ausfÃ¼hrlich darauf
hingewiesen, dass er sich deshalb an den zustÃ¤ndigen
RentenversicherungstrÃ¤ger wenden muss, weil der Beklagte bzw. der Beigeladene
in ihrer Eigenschaft als zustÃ¤ndige BehÃ¶rde im Sinne von Â§ 69 Abs. 1 Satz 1 SGB
IX nur Ã¼ber das Vorliegen einer Behinderung und den GdB (Â§ 69 Abs. 1 bis 3 SGB
IX) sowie Ã¼ber das Vorliegen von Merkzeichen (Â§ 69 Abs. 4 SGB IX) und die
Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises (Â§ 69 Abs. 5 SGB IX) ent-scheiden
kÃ¶nnen, nicht aber Ã¼ber Erwerbsminderungsrenten, fÃ¼r deren GewÃ¤hrung
ihnen die sog. Passivlegitimation fehlt. Anders als das Sozialgericht meint (wenn es
im Tatbestand des Gerichtsbescheides den Klageantrag sinngemÃ¤Ã� u.a. dahin
formuliert, dass der KlÃ¤ger beantragt, ihm einen Schwerbehindertenausweis
auszustellen) geht es vorliegend auch nicht um die Verpflichtung des Beklagten zur
VerlÃ¤ngerung des Schwerbehindertenauswei-ses. Zum einen hat der KlÃ¤ger
selbst vorgetragen, dass es ihm nicht um den Ausweis als solchen gehe und dass er
den vom Sozialgericht formulierten Klageantrag so nie gestellt habe. Zum anderen
hat der Beklagte im angegriffenen Aufhebungsbe-scheid vom 23.04.2003 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003 Ã¼ber den vom KlÃ¤ger am
04.04.2003 gestellten Antrag auf VerlÃ¤ngerung seines
Schwerbehindertenausweises bisher nicht entschieden, so dass die gegen diese Be-
scheide gerichtete Klage einen aus Â§ 69 Abs. 5 SGB IX folgenden Anspruch auf
VerlÃ¤ngerung des Schwerbehindertenausweises nicht erfassen kann. Mit der
bloÃ�en AnkÃ¼ndigung im Aufhebungsbescheid vom 23.04.2003, den
Schwerbehindertenausweis nach Unanfechtbarkeit einziehen zu wollen, wurde da-
bei nicht zugleich der Antrag auf VerlÃ¤ngerung des Schwerbehindertenausweises
abgelehnt, weil diese AnkÃ¼ndigung nicht zum Tenor des Bescheides gehÃ¶rte (die-
ser lautete nur: "Der Bescheid vom 30.06.1998 wird aufgehoben. Ein Grad der
Behinderung wird nicht mehr festgestellt.") und auch nichts mit der BegrÃ¼ndung
dieses Tenors zu tun hatte. Dies folgt daraus, dass der Anspruch auf einen
Schwerbehindertenausweis gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 5 SGB IX kraft Gesetzes entsteht,
wenn die dort geregelten Vorausset-zungen vorliegen, so dass die BehÃ¶rde den
Ausweis dann auszustellen hat. Umge-kehrt entfÃ¤llt der Anspruch kraft Gesetzes
bei Wegfall der Voraussetzungen und der Ausweis ist gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 5 Satz 4
SGB IX dann einzuziehen. Der Verwaltungsakt bzw. Bescheid, welcher den kraft
Gesetzes entstandenen An-spruch auf einen Schwerbehindertenausweis feststellt,
liegt somit in der Ausstel-lung des Schwerbehindertenausweises selbst, wÃ¤hrend
die bescheidmÃ¤Ã�ige RÃ¼ck-gÃ¤ngigmachung, d.h. die Aufhebung des in der
Ausstellung des Ausweises liegen-den Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung,
grundsÃ¤tzlich in der Einziehung des Ausweises liegt, es sei denn, dessen
GÃ¼ltigkeit ist bereits abgelaufen. Dann liegt in der Einziehung des Ausweises
keine bescheidmÃ¤Ã�ige Regelung des Anspruchs auf einen
Schwerbehindertenausweis mehr, weil sich die Feststellung des Anspruchs durch
Zeitablauf erledigt hat (Â§ 39 Abs. 2 Var. 4 SGB X). Die Einziehung stellt dann
lediglich die RÃ¼ckholung eines â�� auf dem Ausweis fÃ¼r jeden ersichtlich â�� un-
gÃ¼ltigen, Ã¶ffentlichen Dokuments dar. Dementsprechend war auch der Hinweis
am Schluss des Ã�nderungsbescheides vom 30.06.1998, dass der
Schwerbehindertenausweis bis Juni 2003 verlÃ¤ngert werde, lediglich die
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AnkÃ¼ndigung, einen solchen Bescheid zu erlassen, d.h. einen solchen
Schwerbehindertenausweis auszustellen. Dass der Aufhebungsbescheid vom
23.04.2003 den Ã�nderungsbescheid vom 30.06.1998 umfassend aufgehoben hat,
lÃ¤sst deshalb den erst mit der 1998 erfolgten tatsÃ¤chlichen AushÃ¤ndigung des
Schwerbehindertenausweises bescheidmÃ¤Ã�ig geregelten Anspruch auf einen sol-
chen Ausweis unberÃ¼hrt. Die bloÃ�e Aufhebung der im Ã�nderungsbescheid vom
30.06.1998 ausgesprochenen AnkÃ¼ndigung, einen Schwerbehindertenausweis aus-
zustellen, ist hingegen bedeutungslos, weil die in der AnkÃ¼ndigung liegende Zusi-
cherung im Sinne des Â§ 34 SGB X, einen Schwerbehindertenausweis auszustellen,
durch deren ErfÃ¼llung (AushÃ¤ndigung) zum Zeitpunkt ihrer Aufhebung bereits
"auf andere Weise" gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 2 Var. 5 SGB X erledigt war. Vor diesem
Hintergrund ist die AnkÃ¼ndigung im Aufhebungsbescheid vom 23.04.2003, den
Schwerbehindertenausweis nach Unanfechtbarkeit einziehen zu wollen, lediglich die
AnkÃ¼ndigung, den noch bis Juni 2003 gÃ¼ltigen Schwerbehin-dertenausweis
schon vorher einziehen und damit dessen Geltungsdauer im Sinne eines
entsprechenden Aufhebungsbescheides verkÃ¼rzen zu wollen. Ein solcher damit
angekÃ¼ndigter Bescheid wurde jedoch nicht erlassen, weil der Bescheid vom
23.04.2003 bis Juni 2003 nicht bestandskrÃ¤ftig wurde. Seit Juli 2003, als sich die
GÃ¼ltigkeit des Schwerbehindertenausweises durch Zeitablauf erledigte (Â§ 39
Abs. 2 Var. 4 SGB X), wÃ¼rde sich deshalb dessen Einziehung in der bloÃ�en
RÃ¼ck-holung des â�� auf dem Ausweis fÃ¼r jeden ersichtlich â�� ungÃ¼ltigen,
Ã¶ffentlichen Do-kuments erschÃ¶pfen, falls sie denn Ã¼berhaupt durchgefÃ¼hrt
werden sollte. Im Ergebnis fehlt es damit an einem Bescheid, der die vom KlÃ¤ger
am 04.04.2003 beantragte Neuausstellung bzw. VerlÃ¤ngerung seines
Schwerbehindertenausweises Ã¼ber Juni 2003 hinaus regelt. Erst ein solcher
Bescheid wÃ¼rde die Einlegung eines Rechtsbehelfs ermÃ¶glichen, wenn er
ablehnend wÃ¤re. Insoweit hat der Beklagte durchaus Recht, wenn er der Meinung
ist, dass einem Antragsteller auf seinen An-trag hin eine Bescheiderteilung nicht
verwehrt werden darf, damit er den Rechts-weg beschreiten kann. Jedoch ist es am
Beklagten bzw. nunmehr am Beigelade-nen, einen solchen, bisher fehlenden
Bescheid zu erteilen, wenn der KlÃ¤ger wei-terhin darauf bestehen sollte. Insoweit
ist darauf hinzuweisen, dass dieser Bescheid nach jetzigem Stand ableh-nend sein
mÃ¼sste, weil ein Anspruch auf Ausstellung eines Schwerbehinderten-ausweises
gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 5 SÃ¤tze 1 und 2 SGB IX nur fÃ¼r behinderte Menschen zum
Zwecke des Nachweises der Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch be-steht.
Schwerbehindert sind Menschen nach der gesetzlichen Definition des Â§ 2 Abs. 2
SGB IX aber nur dann, wenn bei ihnen nicht nur ein GdB von 50 vorliegt, sondern sie
darÃ¼ber hinaus ihren Wohnsitz, ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt oder ihre
BeschÃ¤ftigung auf einem Arbeitsplatz im Geltungsbereich des SGB IX haben. Da
der KlÃ¤ger aber unzweifelhaft auf Dauer seinen Wohnsitz in die Schweiz ver-legt
hat und in Deutschland auch keiner BeschÃ¤ftigung mehr nachgeht, bleibt seine mit
einem GdB von 50 zu bewertende Behinderung zwar bestehen, nicht jedoch sein
Status als schwerbehinderter Mensch im Sinne des Â§ 2 Abs. 2 SGB IX. Mit dem
Umzug des KlÃ¤gers in die Schweiz am 20.10.2001 sind deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 116
Abs. 1 Halbsatz 1 SGB IX die besonderen Regelungen fÃ¼r schwerbehinderte
Menschen nicht mehr anzuwenden, so dass ab diesem Zeitpunkt eine der Voraus-
setzungen fÃ¼r den Anspruch auf einen Schwerbehindertenausweis entfallen ist.
Die Vorschrift des Â§ 116 Abs. 1 Halbsatz 2 SGB IX, wonach dies erst ab dem dritten

                             6 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/34.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/39.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/39.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/39.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/69.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/116.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/116.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/116.html


 

Kalendermonat ab Unanfechtbarkeit des den GdB auf weniger als 50 herabsetzen-
den Bescheides gilt, kommt dem KlÃ¤ger hingegen nicht zugute, weil es bei ihm in-
sofern nicht um die Verringerung des GdB geht (dieser betrÃ¤gt wie bisher 50),
sondern um den Wegfall einer anderen Voraussetzung des Â§ 2 Abs. 2 SGB IX. Der
Beklagte bzw. der Beigeladene wÃ¤re deshalb bereits ab 20.10.2001 berechtigt
gewesen, den Schwerbehindertenausweis des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 5 Satz
4 SGB IX einzuziehen, weil der vom SGB IX gewÃ¤hrte, gesetzliche Schutz fÃ¼r
schwerbehinderte Menschen beim KlÃ¤ger ab diesem Zeitpunkt erloschen war. Ei-
ner bescheidmÃ¤Ã�igen Regelung zur HÃ¶he des GdB hÃ¤tte es hierzu nicht
bedurft, weil es auf die HÃ¶he des GdB â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� hinsichtlich des
Anspruchs auf einen Schwerbehindertenausweis im Falle des KlÃ¤gers nicht
ankommt. 2. Die danach allein erhobene isolierte Anfechtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54
Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 SGG ist zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet. Die im Bescheid vom
23.04.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003 unter
Aufhebung des Ã�nderungsbescheides vom 30.06.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 09.11.1998 ausgesprochene Aberkennung des GdB
von 50 ist rechtswidrig und beschwert den KlÃ¤ger (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG), Der
Bescheid vom 23.04.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003
ist deshalb aufzuheben (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 SGG). Dies hat zur Folge, dass
beim KlÃ¤ger weiterhin ein GdB von 50 auf Grundlage des Ã�nderungs-bescheides
vom 30.06.1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09.11.1998
bestandskrÃ¤ftig festgestellt bleibt. Rechtsgrundlage fÃ¼r den Beklagten zur
Aufhebung des Ã�nderungsbescheides vom 30.06.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 09.11.1998 ist Â§ 48 Abs. 1 SÃ¤tze 1 und 2, Abs. 4
SGB X, wonach Verwaltungsakte mit Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
von der nunmehr fÃ¼r deren Erlass zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde aufzuheben sind, wenn
in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei deren Erlass
vorlagen, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten ist. Der Bescheid vom
23.04.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003 ist danach
bereits deshalb rechtswidrig, weil der Beklagte fÃ¼r deren Er-lass nicht mehr
Ã¶rtlich zustÃ¤ndig war. Denn aufgrund der dauerhaften Verlegung des Wohnsitzes
des KlÃ¤gers in die Schweiz am 20.10.2001 ist ab diesem Zeitpunkt gemÃ¤Ã� Â§ 1
Abs. 1 Buchst. f) der Verordnung Ã¼ber die ZustÃ¤ndigkeit der
VerwaltungsbehÃ¶rden der Kriegsopferver-sorgung fÃ¼r Berechtigte im Ausland
(AuslandszustÃ¤ndigkeitsverordnung â�� Ausl-ZustV) vom 28.05.1991 (BGBl. I Seite
1204) der Beigeladene fÃ¼r die Feststellung des GdB anstelle des Beklagten die
Ã¶rtlich zustÃ¤ndige BehÃ¶rde im Sinne des Â§ 69 SGB IX. Die AuslZustV findet
insofern wegen des ausdrÃ¼cklichen Verweises in Â§ 69 Abs. 1 Satz 3 SGB IX auf
das Gesetz Ã¼ber das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver-sorgung (KOVVfG)
Anwendung, weil die AuslZustV in AusfÃ¼hrung des KOVVfG erlassen wurde (Â§ 3
Abs. 5 KOVVfG i.V.m. der AuslZustV). GemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 KOVVfG in der ab
01.07.2001 geltenden Fassung findet mit der Wohnsitz-verlegung auch gleichzeitig
ein Wechsel der Ã¶rtlichen ZustÃ¤ndigkeit statt; im Ge-gensatz zur vorherigen,
alten Fassung des Â§ 3 Abs. 1 KOVVfG, wo die BehÃ¶rde am Wohnsitz des
Antragstellers zur Zeit der Stellung des Antrages auch bei einer spÃ¤teren
Wohnsitzverlegung weiter zustÃ¤ndig blieb (vgl. insoweit zur alten Fas-sung: BSG v.
04.02.1998, Az: B 9 V 6/96 R, SozR 3-3100 Â§ 89 Nr. 4; BSG v. 13.12.2000, Az: B 9 V
1/00 R, SozR 3-3900 Â§ 4 Nr. 2). Da gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 SGB X i.V.m. Â§
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44 Abs. 3 SGB X Ã¼ber die auf Â§ 48 SGB X gestÃ¼tzte Aufhebung eines
Bescheides diejenige BehÃ¶rde zu entscheiden hat, die fÃ¼r den Erlass des
aufgehobenen Bescheides nunmehr zustÃ¤ndig wÃ¤re, ist dies nach vorstehenden
AusfÃ¼hrungen der Beigeladene. Zwar besteht allein wegen eines solchen
VerstoÃ�es gegen die Vorschriften Ã¼ber die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit kein
Anspruch auf Aufhebung des Bescheides vom 23.04.2003 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003. Denn insofern ist das Gericht an das
fÃ¼r den Beklagten zwingende Verwaltungsverfahrensrecht gebunden, welches
gemÃ¤Ã� Â§ 42 Satz 1 SGB X die Aufhebung eines Verwaltungs-aktes verbietet,
wenn dieser lediglich wegen der Verletzung von Vorschriften Ã¼ber die Ã¶rtliche
ZustÃ¤ndigkeit rechtswidrig ist und wenn offensichtlich ist, dass diese Verletzung
die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst hat. Jedoch ist hier davon
auszugehen, dass die Entscheidung in der Sache beeinflusst wurde, weil der
Bescheid vom 23.04.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003
auch in der Sache rechtswidrig ist und deshalb auch der Beigela-dene diese
Bescheide nicht hÃ¤tte erlassen dÃ¼rfen (vgl. Steinwedel in: Kasseler Kommentar,
Stand: 01.05.2003, Â§ 42 SGB X, Rn. 8). Insofern ist kann nicht unter-stellt werden,
dass der Beigeladene eine rechtswidrige Entscheidung getroffen hÃ¤t-te. Da der
Bescheid vom 23.04.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003
auch in der Sache rechtswidrig ist, kann dahinstehen, ob das Sozialge-richt zu Recht
angenommen hat, dass die vom Beklagten vor Erlass des Beschei-des vom
23.04.2003 unterlassene, wegen des in die Rechte des KlÃ¤gers eingreifen-den
Charakters dieses Bescheides (Aberkennung des GdB von 50) aber gemÃ¤Ã� Â§ 24
Abs. 1 SGB X erforderliche AnhÃ¶rung tatsÃ¤chlich gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs. 1 Nr. 3,
Abs. 2 SGB X im Widerspruchsverfahren wirksam nachgeholt wurde. Der Bescheid
vom 23.04.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003 ist
vielmehr bereits deshalb rechtswidrig, weil beim KlÃ¤ger â�� zwischen den
Beteiligten unstreitig und nach den vorhandenen Unterlagen fÃ¼r das Gericht
unzweifelhaft â�� weiterhin eine Behinderung besteht, die einen GdB von 50 recht-
fertigt. Insoweit bedarf es keiner weiteren Ermittlungen zur HÃ¶he des GdB, weil
weder der Vortrag der Beteiligten noch die vorhandenen Unterlagen Hinweise da-
hin enthalten, dass der GdB mit 50 inzwischen unzutreffend sein kÃ¶nnte. Es be-
steht deshalb kein Anlass fÃ¼r weitere Ermittlungen zu den gesundheitlichen ver-
hÃ¤ltnissen, die lediglich "ins Blaue hinein" gehen wÃ¼rden und zu denen das Ge-
richt daher nicht verpflichtet ist (u.a. BSG v. 05.04.2001, Az: B 13 RJ 23/00 R, SozR
3-2600 Â§ 43 Nr. 25; BSG v. 07.05.1998, Az: B 11 AL 81/97 R, zitiert nach JURIS).
Eine wesentliche Ã�nderung in den tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnissen,
die bei Erlass des Bescheides vom 23.04.2003 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003 vorlagen, ist deshalb entgegen Â§ 48 Abs.
1 Satz 1 SGB X nicht eingetreten. Somit ist weder der Beklagte noch der
Beigeladene berechtigt, allein wegen des Umzugs des KlÃ¤gers in die Schweiz die
1998 getroffene Feststellung des GdB von 50 aufzuheben. Zu Unrecht hat sich das
Sozialgericht diesbezÃ¼glich â�� und nunmehr dem folgend im Berufungsverfahren
auch der Beklagte â�� auf die Entscheidung des Landessozi-algerichts Rheinland-
Pfalz vom 22.06.2001 (Az.: L 6 SB 108/00, Behindertenrecht 2002, Seiten 24 f.)
gestÃ¼tzt. Denn diese Entscheidung hatte im Revisionsverfahren vor dem
Bundessozialgericht keinen Bestand, auch wenn das Revisionsverfahren auf
Vorschlag des Bundessozialgerichts vergleichsweise beendet wurde. Insoweit ist der
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ausfÃ¼hrlich begrÃ¼ndete Vergleichsvorschlag des Bundessozialgerichts ver-
Ã¶ffentlicht worden (Breithaupt 2003, Seiten 71 bis 78), welchen der Senat zur
Vorbereitung auf die mÃ¼ndliche Verhandlung den Beteiligten Ã¼bersandt hat.
Nach Auffassung des Bundessozialgerichts â�� der sich der Senat ausdrÃ¼cklich an-
schlieÃ�t â�� ist entgegen der Ansicht des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz zwi-
schen dem Anspruch auf Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises gemÃ¤Ã� 
Â§ 69 Abs. 5 SGB IX, welcher â�� wie bereits beschrieben â�� die
Schwerbehinderten-eigenschaft gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 SGB IX voraussetzt, und dem
Anspruch auf Fest-stellung des GdB gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 1 bis 3 SGB IX, auf den die
territoriale Be-schrÃ¤nkung des Â§ 2 Abs. 2 SGB IX nicht anwendbar ist, zu
differenzieren. Denn bei der Feststellung des GdB (Â§ 69 Abs. 1 bis 3 SGB IX), kann
ein im Aus-land wohnhafter Deutscher, der wegen in Deutschland bezogenen
EinkÃ¼nften dem deutschen Steuerrecht unterliegt, durchaus ein berechtigtes
Interesse an einer Fest-stellung des GdB â�� auch ohne die Feststellung der
Schwerbehinderteneigenschaft im Sinne des Â§ 2 Abs. 2 SGB IX â�� haben. So
stellen die maÃ�geblichen steuerrecht-lichen Vorschriften vielfach (Ausnahmen z.B.:
Â§ 19 Abs. 2 Nr. 2 des Einkom-menssteuergesetzes â�� EStG â�� oder Â§ 33a Abs.
3 Nr. 2 EStG) nicht auf den Schwerbehindertenstatus gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 SGB IX,
sondern auf die HÃ¶he des GdB fÃ¼r die Inanspruchnahme steuerlicher
VergÃ¼nstigungen ab. Insoweit kann z.B. auf Â§ 9 Abs. 2 Satz 3 EStG und Â§ 33b
Abs. 1 bis 3 EStG verwiesen werden. Dementsprechend ist der GdB im
Feststellungsverfahren nicht erst ab einem Wert von 50, sondern gemÃ¤Ã� Â§ 69
Abs. 1 Satz 6 SGB IX ab einem Wert von 20 unab-hÃ¤ngig von der
Schwerbehinderteneigenschaft im Sinne des Â§ 2 Abs. 2 SGB IX festzustellen.
Schwerbehindertenrechtliche Feststellungen zur HÃ¶he des GdB gemÃ¤Ã� Â§ 69
Abs. 1 bis 3 SGB IX sind deshalb im Interesse eines Gleichlaufs mit den anderen
Rechts-gebieten und zur Vermeidung von WertungswidersprÃ¼chen insbesondere
zum Steuerrecht unabhÃ¤ngig von der territorialen BeschrÃ¤nkung des Â§ 2 Abs. 2
SGB IX zu treffen. Eine Aufhebung solcher Feststellungen wegen einer dauerhaften
Wohn-sitzverlegung ins Ausland ist deshalb ausgeschlossen. Dabei ist jedoch darauf
hinzuweisen, dass auÃ�er dem Vorliegen einer Behinderung ein darÃ¼ber
hinausgehendes, berechtigtes (z.B. steuerrechtliches) Interesse nicht
Voraussetzung einer GdB-Feststellung im Einzelfall ist, sondern â�� wie auch sonst
bei behindertenrechtlichen Statusfeststellungen im Inland â�� die nur abstrakte, im
Einzelfall gerade nicht zu prÃ¼fende bloÃ�e MÃ¶glichkeit eines solchen Interesses
ausreicht, um eine behindertenrechtliche Statusfeststellung (z.B. des GdB) auch bei
im Ausland lebenden Deutschen ohne inlÃ¤ndischen Wohn-, Aufenthalts- oder
BeschÃ¤ftigungsort zu rechtfertigen. Diese Auslegung hat fÃ¼r alle Beteiligten im
Sinne eines mÃ¶glichst effizienten Verwaltungsverfahrens den Vorteil, dass bei
bloÃ�er Wohnsitzverlegung ins Aus-land nur der Schwerbehindertenausweis
einzuziehen ist und bei einer mÃ¶glichen RÃ¼ckkehr sofort wieder erteilt werden
kann, ohne dass es eines aufwendigen, mit medizinischen Ermittlungen
verbundenen Feststellungsverfahrens nach Â§ 69 Abs. 1 bis 3 SGB IX bedarf,
jedenfalls solange keine Anhaltspunkte bestehen, dass sich der Gesundheitszustand
wesentlich im Sinne des Â§ 48 SGB X verÃ¤ndert hat. Zu berÃ¼cksichtigen ist
insofern allerdings, dass dies bei Nachteilsausgleichen ge-mÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 4 SGB
IX nur dann gilt, wenn diese nach ihren â�� innerhalb oder auÃ�erhalb des SGB IX
geregelten â�� Tatbestandsvoraussetzungen den Schwerbe-hindertenstatus im
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Sinne des Â§ 2 Abs. 2 SGB IX nicht voraussetzen, was jeweils im Einzelfall zu
prÃ¼fen ist. Die Feststellung eines Merkzeichens nach der
Schwerbehindertenausweisverord-nung (SchwbAwV) dÃ¼rfte deshalb bei Wegzug
ins Ausland in der Regel wegen ei-ner wesentlichen Ã�nderung aufzuheben sein.
Nur wenn die Tatbestandsvorausset-zungen des jeweiligen Merkzeichens nicht
ausdrÃ¼cklich den Schwerbehinderten-status nach Â§ 2 Abs. 2 SGB IX
voraussetzen, kÃ¤me eine Beibehaltung der nur be-scheidmÃ¤Ã�igen Feststellung
des Merkzeichens gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 4 SGB IX â�� ohne einen entsprechenden
Schwerbehindertenausweis gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 5 SGB IX â�� in Betracht. Die
Merkzeichen "G", "B", "aG" und "RF" setzen danach z.B. den
Schwerbehindertenstatus voraus, wÃ¤hrend dies beim Merkzeichen "H" nicht der
Fall ist, auf dessen Grundlage gemÃ¤Ã� Â§ 33b Abs. 6 EStG auch ohne Schwerbehin-
dertenausweis steuerliche Vorteile gewÃ¤hrt werden kÃ¶nnten. Schwerbehinderten
Menschen im Ausland mit dem Merkzeichen "H", aber ohne den Schwerbehinder-
tenausweis, wÃ¤re jedoch andererseits eine Freifahrtsberechtigung im Personennah-
verkehr gemÃ¤Ã� Â§ 145 SGB IX zu verweigern, weil diese den Schwerbehinderten-
status nach Â§ 2 Abs. 2 SGB IX und ausdrÃ¼cklich auch das Innehalten des Schwer-
behindertenausweises gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 5 SGB IX voraussetzt. II. Die
Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG. III. Die Revision ist
gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG wegen der grundsÃ¤tzlichen Bedeutung der
Rechtssache zuzulassen, weil die hier streitige Rechtsfrage, ob die Feststellung des
GdB bei Wohnsitzverlegung eines behinderten Menschen ins Ausland von der
zustÃ¤n-digen BehÃ¶rde aufzuheben ist, wenn der behinderte Mensch keiner
BeschÃ¤ftigung im Inland mehr nachgeht, bisher hÃ¶chstrichterlich nicht geklÃ¤rt
ist. Insoweit liegt lediglich die zur hier vertretenen Auffassung gegenteilige
Entscheidung des Landessozialge-richts Rheinland-Pfalz vor, ohne dass das
Bundessozialgericht â�� bedingt durch die ver-gleichsweise Erledigung des
Rechtsstreits im Revisionsverfahren â�� hierzu eine Ent-scheidung treffen konnte.

Erstellt am: 11.01.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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